
 
 

Regierungsratsbeschluss vom 18. Dezember 2012 

 

 Nr. 2012/2576   

09.430 Parlamentarische Initiative. Opferhilfegesetz. Schaffung wichtiger 

Informationsrechte des Opfers 

Schreiben an das Bundesamt für Justiz, 3003 Bern 

  

1. Erwägungen 

Das Departement des Innern (Amt für soziale Sicherheit) unterbreitet das Schreiben an das Bun-

desamt für Justiz, 3003 Bern, betreffend Stellungnahme zum Vorentwurf der Kommission für 

Rechtsfragen des Geschäfts: 09.430. Parlamentarische Initiative. Opferhilfegesetz. Schaffung 

wichtiger Informationsrechte des Opfers zur Beratung und Beschlussfassung. 

2. Beschluss 

Das Schreiben an das Bundesamt für Justiz wird beraten und beschlossen. 

Andreas Eng 

Staatsschreiber 

 

Beilagen 

Schreiben an das Bundesamt für Justiz, 3003 Bern 

Verteiler 

Amt für soziale Sicherheit 

Amt für öffentliche Sicherheit, Reg. KK 12 08 

Amt für Justizvollzug 

Polizei Kanton Solothurn 

Medien (JAE) 
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